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49. Personalverband der Stadt Bern, handeind durch Herrn Martin Am,
p.A. Tiefbauamt der Stadt Bern, Bundesgasse 38, 3011 Bern

50. Gewerkschaft VPOD, Region Bern Städte, Gemeinde, Energie, handeind durch
Herm Waiter Christen, Holenackerstrasse 65, 3027 Bern

alle vertreten durch Fursprecher Hans Keller, Schwanengasse 9, Postfach 5064,
3001 Bern

BeschwerdefOhrende

gegen

Einwohnergemeinde Bern, handelnd durch den Gemeinderat, Erlacherhof,
Junkerngasse 47, 3011 Bern

Beschwerdegegnerin

Personalreglement der Stadt Bern vom 21. November1991 (PRB; SSSB 153.01; Tell-
revision), Art. 18 Abs. 3 PRB gemass Stadtratsbeschtuss Nr. 334 vom 3. Juni 2010
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Entscheid:

1. Auf die Beschwerde vom 5 Juli 2010 wird hinsichtlich der Beschwerdeführenden
Nr. 35, 36, 37 und 50 nicht eingetreten.

2. Im Ubrigen wird die Beschwerde vom 5. Juli 2010 gutgeh&ssen, Art. 18 Abs. 3 des
Personaireglements vom 12. Mrz 2009 gernäss Stadtratsbeschluss Nr, 334 vom
3. Juni 2010 wird aufgehoben.

3. Es werden keine Verfahrenskosten erhoben,

4. Die Beschwerdegegnerin hat den BeschwerdefUhrenden eirie Parteikostenentschädi
gung von insgesamt CHF 5’486.40 zu ersetzen.

5. Eingeschrieben zu eroffnen:
- Vertreter der Beschwerdeführenden
- Beschwerdegegnerin

Kopie an:
- Intern: wern

Begrundung:

I. Ausgangslage

1. Für die Stadtratssitzung vom 3. Juni 2010 war eine Telirevision des PRB1 (Art. 18, 20,
23, 29, 39, 40, 77, 89-93, 96a, 97) traktandiert.2Gemass Antrag des Gemeinderats htte
Art. 18 Abs. 3 PRB dahingehend geândert werden sollen, dass die Bearbeitung von Ge
suchen urn Weiterarbeit Uber die Altersgrenze von 63 Jahren hinaus neu allein Sache
des zustandigen Direktionspersonaldienstes ware.3

Art. 18 Abs. 3 PRB lautete in seiner ursprUnglichen Fassurig wie folgt:

DArt. 18 Allgemeines
Die Altersgrenze wird am Monatsende nach der Erfullung des 63. Altersjahres er

reicht. In Ausnahmefãlleri kann auf Gesuch hin die zustandige Instanz nach Anhorung
des Persorialamtes Angesteflten das DienstverMltnis jeweils urn hôchstens em Jahr
verlangem, Iangstens aber bis zum Monatsende nach Erfollung des 65. Altersjahres.
Das Gesuch 1st sptestens 6 Monate vor dem Beginn der VerIngerung einzure1chen.

Art. 18 Abs. 3 PRB lautete gemãss Antrag des Gemeinderates wie folgt:

,,Art. 18 Arlgemeines
Die Altersgrenze wird am Monatsende nach der Erfullung des 63. Altersjahres er

reicht In Ausnahmefaflen kann euf Gesuch hin die zuständige Instanz (..) Angesteliten
das Dienstverhaltnis jeweils urn höchstens em Jahr verlangern, Iangstens aber bis zum
Monatsende nach Erfuliung des 65, Altersjahres. Das Gesuch is! spatestens 6 Monate
vor dern Beginn der Verlangerung einzurekhen.”

1 Personafreglement vom 12. Mrz 2009 (PRB; SSSB 153.01)
2 v9 Traktandum 3 der Traktandenliste vom 3. Juni 2010 17.00 Uhr und 20.30 LJhr.

Vortrag des Gemeinderates an den Stadtrat vorn 23 Februar 2010 zur Teilrevision des PRB.
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2. Die Fraktion BDP/CVP stelite an der erwähnten Stadtratssitzung gemãss Tischauflage
vom 3. Juni 2010 den Antrag, Art. 18 Abs. 3 PRB sei wie folgt zu ndern:

,,Art. 18 AHgemeines
Die Attersgrenze wird am Monatendo nach der Erfullung de 63. Mter6jahres erreicht

bestimmt sich gemäss den eidgenossischen Vorschriften in Artikel 21 des Bun
desgesetzes vom 20. Dezember 1946 Uber die Alters- und Hinterlassenenversi
cherung (AHVG, SR 83110). In Ausnahmefllen kann auf Gesuch hin d+e zutndigo
lnstanz nach Mhorung des Personaamtesngesteton da Dienstverhltnis jeweils
urn hchctenc cm Jahr verIngern, I g-ctens aber bi zum Monatcende nach ErfUilung
des 65, Altersjahres. Das Geeuch it sptestens 6 Monate vor dem-Beginn-der VerIn
gerung einzure4chen-

3. In der Beschlussfassung obsiegte der Antrag der BDPICVP-Fraktion zu Artikel 18 Ab
satz 3 mit 38 zu 27 Stirnmen mit einer Enthaltung.4

4. Der Stadtratsbeschluss Nr. 334 vom 3. Juni 2010 zur Teilrevisiori des PRB (Artikel 18,
20, 23, 29, 39, 40, 77, 89 bis 93, 96a und 97) wurde am 11. Juni 2010 im Arizeiger Re
gion Bern Nr. 44 publiziert sowie auf der Stadtkanzlei zur Einsicht aufgelegt. Gemáss
Reditsmittelbelehrung unterlag der Beschluss dem fakultativen Referendum gemass
Art. 37 GO5 und Art. 70 RPR6. Demnach konnten mindestens 1500 Stimmberechtigte in
nert 60 Tagen ab Publikatiori verlangen, dass das Geschäft der Volksabstimmung unter
breitet wird. Die Referendumsfrist lief bis urid mit 10. August 2010.

5. In seirier Sitzung vom 17. Juni 2010 beauftragte der Stadtrat den Gemeindrat, ihm im
Rahmen der laufenden Totalrevision des PVR7 elne Vorlage für eine Revision der em
schiagigen stadtischen Rechtsgrundlagen zu unterbreiten, die eine Flexibilisierung des
Rücktritts- und Rentenalters der stãdtischen Angestellten vorsieht; die Vorlage sei sozi
alpartnerschaftlich zu erarbeiten und habe die verfassungsrechtlichen Vorgaben, na
mentlich betreffend die Gleichstellung von Frau und Mann, zu beachten. Mit gleichem
Beschluss wurde das lnkrafttreten des revidierten Art. 18 Abs. 3 PRB auf den 1. Januar
2012 festgesetzt.

6. Gegen den gemass Stadtratsbeschluss Nr. 334 vom 3. Juni 2010 revidierten Art. 18
Abs. 3 PRB erhoben die Beschwerdeführenden, vertreten durch FUrsprecher Hans Kel
ler, mit Eingabe vom 5. Juni (recte: Juli) 2010 Beschwerde beim Regierungsstatthalter
amt Bem-Mittelland mit folgendem Rechtsbegehren:

DArt. 18 Abs. 3 des Personalreglements der Stadt Bern (PRB; SSSB 153.01) in der Fas
sung gemss Beschluss des Stadtrats yam 3. Juni 2010 sei aufzuheben. Unter Kosten
und EntschadigungsfoIge.

lhre Beschwerde begrOndeten sie zusammenfassend damit, dass der Stadtratsbe
schiuss Nr. 334 vom 3. Juni 2010 betreffend Art. 18 Abs. 3 PRB (nachfolgend: Stadtrats
beschluss) unter Verletzung formelter verfahrensrechtlicher Bestimmungen zustande ge
kommen sei und dass der revidierte Art. 18 Abs. 3 PRB ubergeordnetes materielles
(Verlassungs-) Recht verletze (Art. 8 BV8, Art. 19 KV9 und Art. 5 GO).

7. Das Beschwerdeverfahren wurde bis zum Ablauf der Referendumsfrist sistiert.

Protokoll Nr. 16 der Stadtratssitzung yam 3 Juni 2010 S. 672.
Gemeindeordnung der Stadt Bern yam 3. Dezember 1998 (GO; SSSB 1011).

6 Reglement vom 16. Mai 2004 Qber die politischen Rechte (RPR; SSSB 141.1).
Reglement vom 26. April1990 Uber die Personalvorscxgekasse der Stadt Bern (Personalvorsorgereglement,
PVR; SSSB 153.21).

8 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (By. SR 101).
Verfassung des Kantons Bern vom 6. Juni 1993 (KV; BSG 101.1).
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8. In ihrer Beschwerdeantwort vom 28. Oktober 2010 (Eingang 1. November 2010) stellte
die Beschwerdegegnerin die folgenden Rechtsbegehren:

1 Uber den Antrag der BeschwerdefUhrenden sei von Amtes wegen zu entscheiden.
2. Unter Kostenfolge.”

9. Auf die weiteren Ausfuhrungen der Parteieri im Einzelnen wird, sowert für die Entscheid
findung wesentlich, im Rahmen der nachfolgenden Erwagurigen einzugehen sein.

H. Formellee

1. Kommunale Erlasse konnen mit Beschwerde an die Regierungsstatthalterin oder an den
Regierungsstatthalter angefochten werden)° rtIich zustandig 1st die Regierungsstatt
halterin oder der Regierungsstatthalter am Sitz der handeiriden Behörde.11 Vorliegend
angefochten 1st der gemss Beschtuss Nr. 334 vom 3. Juni 2010 des Stadtrats der Em
wohnergemeinde Bern revidierte Art. 18 Abs. 3 PRB. Dieser kornmunale Erlass stelit em
zulässiges Anfechtungsobjekt im vorliegenden Verfahren dar. Der angerufene Regie
rungsstatthalter ist demzufolge zur Beurteilung der vorliegenden Beschwerde örtlich,
sachlich und funktionell zuständig.

2. Zur Beschwerde gegen kommunale Erlasse 1st befugt, wer durch den angefochtenen
Erlass mit einer minimalen Wahrscheinlichkeit in schutzwUrdigen Interessen betroffen
sein konnte.12 Em potentielles schutzw0rdies Interesse reicht hierfür aus; die Stimmbe
rechtigung genugt daher zur Legitimation,1 Gemeindestimmberechtigte Personen brau
chen das potentielle schutzwurdige Interesse — das ohnehin meistens gegeberi ware —

nicht nachzuweisen.14

Verbande konnen in eigenam Namen Beschwerde fUhren (sog. egoistische Verbands
beschwerde), wenn kumulativ folgende Voraussetzungen erfUlit sind: Der Verband 1st
selber partel- und prozessfähig, also als juristische Person organisiert; der Verband 1st
nach semen Statuten zur Wahrung der betroffenen Interessen seiner Mitglieder befugt;
das Anfechtungsobjekt betrifft die Mehrzahl oder zumindest eine rosse Anzahl der Ver
bandsmitgheder und diese könnten selber Parteirechte ausuben.1

2.1 Die BeschwerdefUhrenden Nr. 3-4, 7-9, 11, 13, 15-16, 19, 20-21, 29-31, 33 und 39-48
sind in der Stadt Bern stimmberechtigt und daher ohne weiteres zur BeschwerdefUhrung
leg itimiert.16

2.2 Die BeschwerdefUhrenden Nr. 1-2, 5-6, 10, 12, 14, 17-18, 22-28, 32 und 34 sind stadti
sche Angestelite. Das PRB findet auf die Angesteliten der Stadt Bern Anwendung;17da
her sind die genannten BeschwerdefUhrenden durch den revidierten Art. 18 Abs. 3 PRB
direkt in ihren schutzwordigen Interessen betroffen und zur Beschwerdeführung legiti
miert.

2.3 Die BeschwerdefOhrenden Nr. 35-38 sind bei ausgegliederten Stadtbetrieben angestelit;
die Beschwerdefuhrenden Nr. 35-37 bei den Stadtischen Verkehrsbetrieben BernMobil

10 Art. 60 Abs. 1 Bst. 1 Ziff. I i.V.rn. Art. 2 Abs. 1 Bet. b VRPG und Art. 63 Abs. 1 Bst. b des Gesetzes vorn
23 Mat 1989 über dte Verwaltungsrechtspflege (VRPG BSG 155 21)

II Art.63Abs.2VRPG.
12 Art. 65a VRPG.

UeIi Friedrich, in: MulIerIFelIer (Hrsg.), Bemisches Verwattungsrecht, Bern 2008, S. 232 N 255.
Markus Muller, in: ArnlFriedrich/FriedliIMüUeriMUIler)Wk*itermann (Hrsg.), Kornrnentarzum Gerneindegesetz
des Kantons Bern, Bern 1999, Art. 95 N 6.
Markus MUller, Bemische Verwaltungsrechispflege, Bern 2008, S. 161 1.

16 Vgl. hierzu die Beschwerdeantwort vorn 28. Oktober 2010 S. 2.
Art.2Abs.1PRB.
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(nachfolgend: BemMobil) und der BeschwerdefUhrer Nr. 38 beim Verein Vereinigung für
Beratung, Integrationshilfe und Gemeinwesenarbeit (nachfolgend: Verein VBG).

BemMobil 1st eine selbstndige, autonome öffenthch-rechtliche Anstalt der Stadt Bern.18
Das gesamte Personal von BemMobil 1st privatrechtlich angestellt.19Zur Gewährleistung
der beruflichen Vorsorge ihres Personals hat sich BernMobil der Personalvorsorgekasse
der Stadt Bern angeschlossen.2°Das Personal von BernMobil untersteht somit dem PVR
der Stadt Bern21 Gemâss PVR beginnt der Anspruch auf Altersleistung am ersten Tag
des Monats riach Vollendung des 63. Altersjahres.22Das Rentenalter gemâss PVR ent
spricht somit zurzeit demjenigen des PRB. Elne Anderung des Rentenalters im PRB hat
jedoch nicht zwangslaulig die gleiche Anderung im PVR zur Folge; die Beschwerde
fUhreriden Nr. 35-37 wáren demnach erst durch eine entsprechende Anderung des Ren
tenalters gemss PVR in ihren schutzwurdigen Interesseri betroffen, nicht aber bereits
durch den revidierten Art, 18 Abs. 3 PRB. Sie sind daher für die vorliegende Beschwer
defUhrung nicht legitimiert. Aus diesem Grund 1st auf die Beschwerde vom 5. Juli 2010
hinsichtlich der BeschwerdefUhrenden Nr. 35, 36 und 37 nicht einzutreten,

Der Verein VBG teistet gemeinwesenorientierte Quartierarbeit sowie Integrationshilfe
und Beraturig für benachteiligte Personen und Gruppen.23Der Verein VBG muss semen
Arbeitnehmenden im Vergleich zur Stadt Bern gleichwertige Anstellungsbedingungen
anbieten.24Das PRB kommt somit für die Angestellten des Vereins VBG sinngemass zur
Anwendung; der BeschwerdefOhrer Nr. 381st daher durch den revidierten Art. 18 Abs. 3
PRB ebenfalls in semen schutzwurdigen Interessen betroffen und somit zur Beschwer
defUhrung legitimiert.

2.4 Die BeschwerdefOhrenden Nr. 49 und 50 vertreten die Angestellten der Stadt Bern ge
werkschaftlich. Der BeschwerdefUhrer Nr. 49 1st der Personalverband der Stadt Bern
(nachfotgend PVSB) und der BeschwerdefOhrer Nr. 50 der Schweizerische Verband des
Personals äffentlicher Dienste Region Bern Städte, Gemeinden, Eriergie (nachfolgend
vpod-stadtbem). Es 1st zu prUfen, ob die BeschwerdefUhrenden Nr. 49 und 50 die Vor
aussetzungen für die egoistische Verbandsbeschwerde erfOllen.

Der PVSB 1st em Verein im Sinne von Art. 60 if. ZGB25 und als solcher partel- und pro
zessfahig Er setzt sich zum Zie, seine Mitglieder in beruflicher Hinsicht zu ferdern und
ihre wirtschaftlichen, sozialen und rechtlichen Interessen zu wahren.27Aktivmitglied des
Verbandes kann das öifentlichrechtlich gewählte oder im vertraglichen Dienstverbeltnis
stehende Personal der Stadtverwaltung und das Personal elner besonders eng mit der
Stadtverwaltung verbundenen Institution werden.28 Der PVSB 1st demnach nach semen
Statuten zur Wahrung der betroffenen Interessen seiner Mitglieder befugt. Auch betrifft
der angefochtene Beschluss oifensichtlich die Mehrzahl der Verbandsmitglieder, die
nach dem bisher Gesagten zur AusUburtg von Parteirechten legitimiert sind.29 Der PVSB
erfüllt demnach die Voraussetzungen für die egoistische Verbandsbeschwerde und 1st
vorliegend zur Beschwerdeführung legitimiert.

Anstaltsreglement der Stadtschen Verkehrsbetriebe vom 28 September 1997 (SVB SSSB 764 11)
Art. 16 Abs. 1 SVB.

20 Art l7Abs.ISVB.
21 Art. 1 Abs. 2 PVR.

Art. 28 Abs. 1 PVR.
VgI. den Leistungsvertrages 2010 zwischen der Stadt Bern und dem Vereiri VBG (nachfolgend Leistungs
vertrag 2010).
Art. 10 Leistungsvertrag 2010.

28 5hweizeriscs ZMlgesetzbuch vom 10. Dezernber 1907 (ZGB: SR 210).
Art. I der Statuten des PVSB vorn 26. März 2007 (nachfolgend: Statuten PVSB); die Statuten sind im Internet
abrufbar unter <iwpvsbchIStatuten2007.pdf>.

27 Art. 2 Statuten PVSB.
28 Art. 5 Statuten PVSB,
28 VgI. oben Ziff. 2.1, 2.2 und 13.
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Der vpod-stadtbem 1st eirie Sektion des vpod Region Bern, weicher seinerseits dem
Schweizerischen Verband des Personals öffentlicher Dienste (nachfolgend: vpod) ange
hört3°Die Sektionen sind Organe des Vereins, aber selber keine juristischen Perso
nen31 Der vpod-stadtbem — als Sektion des vpod —1st daher weder partei- noch pro
zessfãhig. Der vpod hingegen ist em Vereinemäss Art. 60ff. ZGB mit Sitz in Zurich und
dementsprechend partei- und prozessfahig, Er bezweckt, das im öffentlichen Dienst ta
tige Personal im Sinne seines Arbeitsprogrammes in beruflicher, wirtschaftlicher, sozia
ler, politischer und kultureller Hinsicht zu schützen und zu fördern. Dazu vertritt er insbe
sondere die Interessen der Mitglieder gegenuber den Arbeitgebern und der Offentlich
keit.33 Der vpod umfasst das Personal von Verwaltungen, Anstalten und Betrieben der
Gemeinden, der Kantone und des Bundes sowie von gemischtwirtschaftlichen und priva
ten Offentliche Aufgaben erfüllenden Unternehmungen und lnstftutionen. Der vpod 1st
demnach nach semen Statuten ebenfalls zur Wahrung der betroffenen interessen seiner
Mitgheder befugt. Der angefochtene Beschluss betrifft jedoch vorliegend nur diejenigen
Mitglieder des vpod, die selber Parteirechte ausuben konnten; dies sind namentlich die
in der Stadt Bern Stimmberechtigten bzw. Angestellte der Stadt Bern. Aufgrund der
schweizweiteri Tãtigkeit des vpod 1st jedoch ausgeschlossen, dass eine grosse Anzahl
der Verbandsmitglieder vom angefochtenen Beschluss betroffen sein konnten. Aus die
sam Grund erfUlit der vpod die Voraussetzungen für die egoistische Verbandsbeschwer
de nicht und 1st vorliegend nicht zur BeschwerdefUhrung legitimiert. Auf die Beschwerde
vom 5. Juli 2010 1st daher hinsichtlich des BeschwerdefUhrers Nr. 50 nicht einzutreten.

3. Die Beschwerde 1st erst zulassig, wenn das in der Sache endguftig zustandige Gemein
deorgan beschlossen hat.35 Für die Rechtsetzung auf kommunaler Eberie 1st grundsatz
Uch die Gemeindeversammiung bzw. das Gemeindeparlament zustandig. Bei Geschãf
ten, die dem obligatorischen Referendum unterliegen, 1st hirigegen das Stimmvolk das in
der Sache endgQltig zustndige Gemeindeorgan. Im Rahmen des fakultativen Referen
dums ist das Stimmvolk nur potentiell endgultig zustãndig; wird das fakultative Referen
dum ergriffen, entsteht mit dam Beschluss aus der Volksabstimmung em zusãtzlichas,
neues Anfechtungsobjekt.

Im vorhegeriden Verfahren unterlag der arigefochtene Beschluss dem fakultativeri Refe
rendum, watches jedoch nicht ergriffen wurde. Daher war der Stadtrat (als Gemeinde
parlament der Einwohnergemeinde Bern)37 für die Beschlussfassung alleine zustãndig.

Die dreissigtgige Beschwerdefrist gegen Erlasse des Gemeindeparlaments beginnt mit
Publikation des konkreten Gemeinderlasses bzw. des entsprechenden Beschtusses des
zustandigen Organs.38 Die Beschwerdefrist hat somit mit Publikation des Stadtratsbe
schiuss Nr. 334 im amtlichen Anzeiger zu laufen begonnen.39Dieser wurde am 11. Juni
2010 im Anzeiger Region Bern Nr. 44 publiziert. Mit Eingabe der Beschwerde am 5. Juli
2010 (Postaufgabe am 5. Juli 2010> wurde damit die dreissigtägige Beschwerdefrist ge
wahrt.

4. Der Vertreter der Beschwerdeführenden legitimiert sich durch gehorige Vollmachten.

3° Art. 10 ZIff. 1 der Statuteri des vpod vom Januar 2008 (nachfolgend: Statuten vpod); die Statuteri sind im In
ternet abrutbar unter <www.vpod.chlder-vpodfstatuten.html’
Art. 8 Ziff. 1 Bst. b Statuten vpod.

32 Art. 1 Statuteri vpod.
Art. 3 Statuten vpod.
Art. 2 Statuteri vpod.

“ Art. 60 Abs. 2 VRPG.
Markus Muller, in: Arn/Friedrich?FriedtiIMOller/M0llerlWichtermann (Hrsg.), Kommentar zum Gemeindegesetz
des Kanions Bern, Bern 1999, Art. 93 N 15.
Art. 24 des Gerneindegesetzes vom 16. März 1998 (GG; BSG 170.11) und Art. 40ff, GO.
Muller. aa.0., Art. 93 N 5.
Art. 46 Abs. 1 des Geschaftsreglements des Stadtrats von Bern vom 21. November 1991 (Stadtratsreglement,
GRSR; SSSB 151.21) und Art. 49b GG.
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5. Auf die Beschwerde ist deshaib hinsichtlich der BeschwerdefUhrenden Nr. 1-34 und
Nr. 38-49 einzutreten.

6. Die Kognitiori des Regierungsstatthalters st auf die unrichtige oder unvollständige Fest
steIIun des Sachverhalts und andere Rechtsverletzungen beschränkt (sog. Rechiskon
trolle).

7. Die Beschwerde ist grundsätzlich kassatorisch, d.h. im Falle einer Gutheissung könnte
der Regierungsstatthalter die angefochtene reglementarische Bestimmung lediglich auf
heben, nicht aber neue Anordnungen in der Sache selbst treffen.41

Ill. Materielles

Die Beschwerdefuhrenden rugen einerseits, der angefochtene Beschluss sei unter Ver
Ietzung von formellen Verfahrensvorschriften zustande gekommen und andererseits, der
revidierte Art. 18 Abs. 3 PRB verletze materielles ubergeordnetes Recht.

Betreffend die Verletzung von formeLlen Verfahrensvorschriften bringen sie zusammen
fassend vor, der Stadtratsbesctiluss sei unter Verletzung der Traktandierungspflicht ge
mass Art. 42 Abs. I GRSR42 sowie unter Verletzung des Rechts auf Anhörung der Per
sonalverbande gemass Art. 86 PRB beschlossen worden. Bei der Teilrevision des PRB
sei es urn formelle Anderungen gegangen, so insbesondere urn eine Vereinfachung des
Lohnfestsetzungsverfahrens sowie urn eine kiarere Kom petenzregelung. Materielle An
derungen betreffend Rechte und Pflichten der Arbeitnehmenden oder der Stadt Bern als
Arbeitgeberiri seien von der Revisionsvorlage nicht erfasst gewesen. Eine Revision des
Rentenalters sel nicht traktandiert gewesen; das Stadtparlament hätte demnach nicht
uber den kurz vor der Sitzung gesteliten Antrag auf Erhohung des RUcktrittsalters be
schliessen dUrfen. Zudem hätten die Personalverbände das Recht haben sollen, vor
dern Erlass von (u.a.) Personalvorschnften angehart zu werden, dazu Stellung zu neh
men und Vorschlage zu machen: die Personalverbande seien grundsätzlich in die Erar
beitung der personalrechtlichen Vorschriften mit einzubeziehen. Diese Verfahrensvor
schriften selen durch den angafochtenen Beschluss ebenfaNs verletzt wordert.

Zu der Ruge der Verletzung von ubergeordnetem materietlem Recht fuhren die Be
schwerdefuhrenden des Weiteren aus, der revidierte Art. 18 Abs. 3 PRB verweise auf
die Regelungeri von Art. 21 AHVG und statuiere somit (zur Zeit) em Ende derAnstel
tungsverhaltnisse fur weibliche Mitarbeiterinnen der Stadt Bern mit Vollendung des 64.,
für männhiche Mitarbeiter aber mit Vollendung des 65. Altersjahres. Diese einzig im Ge
schlecht liegende Ungleichbehandlung von Männern und Frauen grUnde auf keiner
sachlichen Rechtfertigung und verletze daher das verfassungsmassige Gebot der
Rechtsg!eichheit gemâss Art. 8 BV sowie Art. 10 Ky. Des Weiteren verletze der revidier
te Art. 18 Abs. 3 PRB Obergeordnetes Gemeinderecht; Art. 5 GO sehe vor, dass die
Stadt, insbesondere als Arbeitgeberin, die tatsächliche Gleichstellung von Frau und
Mann fordere,

2. Die Beschwerdegegnerin fOhrt in ihrer Beschwerdeantwort vom 28. Oktober 2010 zu
sammenfassend aus, dass gemass Rechtsprechung des Bundesgerichts unterschiedli
che Altersgrenzen für Frauen und Manner Art. 8 BV widersprechen wUrden; die unter
schiedliche Altersgrenze des Bundesrechts für em städtisches Reglement konne daher
nicht als Massstab dienen. Das Bundesgericht känne Art. 21 AHVG nicht auf seine Ver
einbarkeit mit Art. 8 BV uberprUfen, da Bundesgesetze nicht der Verfassungsgerichts

40 Art. 66 lit. c VRPG,
41 MUller, a.a.O., Art. 94 N 3 f.
42 Geschftsreglement des Stadtrats von Bern vom 12. März 2009 (Stadtratsreglement, GRSR; SSSB 151.21).

Bundesgeselz vorn 20. Dezember 1946 Uber die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG; SR 83110).
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barkeit unterliegen wUrden. Dem Bundesgericht stehe demnach keine MOglichkeit zu,
die Rechtsgleichheit im Rahmen der Normenkontrolle von Bundesgesetzen zu uberpru
fen. Mit Feststellung der Verfassungswidrigkeit unterschiedlicher Rentenalter wOrde der
Auftrag des Stadtrats (vorn 17. Juni 2010) pràzisiert und der angefochtene (ursprungll
che) Beschluss vom 3. Juni 2010 formell aufgehoben. Zu der Verletzung von formellen
Verfahrensvorschriften fuhrt die Beschwerdegegnerin des Weiteren aus, dass es fraglich
sei, ob die Traktandiewngspflicht durch den angefochtenen Besehiuss verletzt warden
set Die Anderung des Rucktrittsalters sel jedoch unter ,,Erlass von Persona1vorschriften’
zu subsumieren. Daher bestehe em Recht aufAnhOrung und Stellurignahme der Perso
nalverbände. Der Stadtratsbeschluss vom 3. Juni 2010 sei jedoch ohne Anhörung der
Personagverbande gefallt worden und widerspreche somit Art. 86 PRB. Ob der Be
schiuss des Stadtrats dadurch einen Mangel enthalte, der geheilt werderi konne, oder ob
der Beschluss durch den Mangel gânzlich ungUltig geworden sei, sei von Amtes wegen
zu prufen und zu entscheiden.

3. Das Gemeindegesetz bestimmt, dass die Stimmberechtigten ihren WflIen an der Ge
meindeversammlung àussern, soweit nicht das Organisationsreglement die Urnenab
stimmung oder -wahi vorschreibt. Die Gemeindeverordnung fuhrt hierzu aus, dass die
Einladung zur Gemeindeversammiung die Gescháfte bestimmt bezeichnen muss.46 Die
Stimmberechtigten dUrfen nur Ober die in der Einladung zur Gemeindeversammlung be
zeichneten Gegenstaride endgUltig beschliessen.47Die Gemeindeversammung kann je
doch Antrage, die einen nicht angekUndigten Gegenstand betreffen, beraten und erheb
uGh oder unerhebtich erklaren; erheblich erklärte Antrage werden einer spateren Ver
sammiung durch den Gemeinderat zum Entscheid unterbreitet48

In der Einwohnergemeinde Bern wurde die Gemeindeversammlung durch em Gemein
deparlament (Stadtrat49)ersetzt.5°Seine Geschaftsordnung wird im GRSR geregelt.51
Dieses regelt die Traktandierungspflicht in Ubereinstimmung mit dem ubergeordneten
kantonalen Recht. Demnach wird die Traktandenliste der Stadtratssitzungen durch das
Prãsidium des Stadtrats in Absprache mit dem Gemeinderat bestimmt.52 Mitglieder des
Stadtrats kOnnen zu Beginn einer Sitzung allerdings den Antrag auf Diskussion zu einem
aktuellen Ereignis stellen.53 Ort, Zeit und Traktandenliste der Stadtratssitzungen werden
durch das Stadtratssekretariat im amtlichen Publikationsorgan ubIiziert.5°Die Pubhkati
on erscheint eine Woche vor der Sitzung und am Sitzungstag.6 Sofem der Stadtrat
nichts anderes beschliesst, werden die Geschafte in der auf der Traktandenliste ver
merkten Reihenfolge behandelt.56

Die Trakiandenliste sowie die Vortrage und Anträge des Gemeinderats warden den Mit
gliedern des Stadtrats, dem Gemeinderat und der Stadtkanzlei als Einladung zur Sitzung
zugestelit. Das Stadtratssekretariat versendet diese Unterlagen mindestens 14 Tage vor
der Sitzung.5°’Sachgeschâfte sind in einem schriftlichen Vortrag zu begrunden. Sie wer
den in der Regel traktandiert, wenn die vorberatende Kommission sie verabschiedet
hat. In dringenden Fallen können Vortrage oder Antrage, mit elner entsprechenden Er-

Art. 190 By.
Art. 12 Abs. 2 GO.
Art. 9 Abs. 2 der Gemeirideverordnung vom 16. Dezember 1998 (GV; BSG 170.1 11).
Art. 10 Abs. 1 GV,
Art. 10 Abs. 2 GV.
Art. 40 if. GO.

5° Art. 24 Abs. 1 GO; Stefan MUller, in: Am/FriedricWFriedWMUller/M0llerMltchtennann (Hrsg.), Kommentarzum
Gemeindegesetz des Kantons Bern, Bern 1999, Art. 24 N 2.

51 Art.49G0,
52 Art 16 Abs. 1 GRSR.

Art. 49 Abs. 1 GRSR.
Art 43 Abs. 1 GRSR.

5° Art. 43 Abs. 2 GRSR.
5° Art. 47 Abs. 1 GRSR.

Art. 42 Abs. 1 GRSR.
5° Ait 42 Abs. 2 GRSR.
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gnzung der Traktandenliste, nach dem in Absatz 1 erwähnten Zeitpunkt, zugesteilt wer
den. Vorbehalten bleibt die kurzfristige Einberufung des Stadtrats tinter besonderen
Umstnden.

Für die Beratung des Geschfts erteilt das Pràsidium des Stadtrats das Wort wie folgt:
der Sprecherin oder dem Sprecher der vorberatenden Kornmission (...), den für Fraktio
nen Sprechenden (...), den übrigen Mitgliedem des Stadtrats und anschliessend dem
Gemeinderat. Weitere Wortmeldungen bleiben vorbehalten. Auf Antrag aus dem Stadtrat
kann diese Reihenfolge geandert werden.8°Sind mehrere Geschafte mit engem inhaitli
chem Zusammerihang traktandiert, kann die Diskussion zu diesen Geschãften gemein
sam erfolgeri.81 Steht em umfangreicher und wichtiger Erlass zur Beratung, kann der
Stadtrat eine zweite Lesung und die Einsetzung einer Redaktionskommission beschiies
sen; Ietztere kann das Büro des Stadtrats oder eine eigens dafür einzusetzende Kom
mission sein. Anträge auf Behandlung von Artikein, die nicht im Entwurf für die erste Le
sung enthalten sind, müssen spãtestens bei der ersten Lesung gesteilt werden. Die
SchEussabstimmung findet nach der zweiten Lesung statt.62 Die Mitglieder des Stadtra
tes konnen des Weiteren zu jeder Zeit Ordnungsantrge und RUckweisungsantrageM
stellen.65Wer cirien Antrag steilt, hat ihn auf Verlangen des Prâsidiums des Stadtrats
schriftlich einzureichen.68

3.1 Die soeben dargelegten Rechtsgrundlagen sehen ausnahmslos eine Traktandierungs
pflicht vor, für die von der Gemeindeversammiung bzw, vom GemeindepailamentlStadt
rat zu beschliessenden Geschafte. Die Traktandierungspflicht findet ihren Zweck darin,
dass die Stadtratsmitglieder in der Lage sein mUssen, sich im Vorfeld einer Sitzung em
umfassendes BUd von der Tragweite eines Geschãfts zu machen. Mit Verletzung der
Traktandierungspflicht wird den Stadtratsmitgliedem diese Moglichkeit zur Vorbereitung
genommen.

3.2 Zu prufen verbleibt demnach, ob der Stadtratsbeschluss eine Grundlage in elnem or
dentlich traktandierten Geschâft findet. Gemâss bundesgerichtlicher Rechtsprechung
bildet für Abanderungsantrage die Identitãt der Vorlage die Schranke; Abänderungsan
trage dUrfen nicht dazu missbraucht werden Ziele zu verwirklichen, die mit der ursprung
lichen Vorlage nicht in einem engen Sachzusammenhang stehen und mit denen daher
anhand der Trakiandenlisten nicht gerechnet werden musste.68

Ordentlich traktandiert war eine Anderung der Zustandigkeit betreffend die Bearbeitung
von Gesuchen urn Weiterarbeit über die Altersgrenze von 63 Jahren hinaus. Eine Ande
rung der Altersgrenze war jedoch nicht vorgesehen und somit auch nicht traktandiert,
Beschlossen wurde jedoch eine Koppelung der Altersgrenze von Art. 18 Abs. 3 PRB art
die eidgenossischen Vorschriften in Art. 21 AHVG und damit eine unterschiedliche Re
gelung für Manner und Frauen.

Em sachlicher Zusammenhang zwischen der Zustãrtdigkeit betreffend die Bearbeitung
von Gesuchen urn Weiterarbeit Uber die Altersgrenze von 63 Jahren hinaus und der An
derung der Altersgrenze ist nicht ersichtlich. Voraussetzung für die Identitt der Vorlage
1st jedoch em enger sachlicher Zusammanhang. Es 1st daher offensichtlich, dass der
Stadtratsbeschluss an der bundesgerichtlichen Schranke der Identität der Vorlagen
scheitert.

Art. 42 Abs. 3 GRSR.
° Art, 50 Abs. 1 GRSR.

Art. 47 Abs. 3 GRSR.
Art, 50 Abs. 4 GRSR.
Vgl. Art. 51 GRSR.
VgI. Art. 52 GRSR.
Art. 53 Abs. 3 GRSR.
Art, 55 GRSR.
VgI. MUller, a.a.0., Art. 12 N 12.
Urteil des Bundesgerichts vom 31. August 2006 (1 P25012006) E. 4.3.
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Der Stadtrat hätte einzig im Sinne von Art. 50 Abs. 4 GRSR eine zweite Lesurig be
schhessen und den Antrag auf Behandlung von Art. 18 Abs. 3 PRB betreffend Anderung
der Altersgrenze noch wãhrend der ersten Lesung stellen lassen müssen. Der Stadt
ratsbeschluss verletzt demnach wegen der fehlenden Traktandierung die einsdlãgige
Verfahrensordnung.

4. Im sozialpartnerschaftlichen Verhãltnis spielen die Personalverbãnde eine zentrale Rot..
te;69 ihre Mitwirkung steilt em wichtiges Instrument zur Entscheidfindung dar. Der Staat
kann aus diesem Grund, und aufgrund seiner besonderen Steilung als Arbeitgeber, den
gewerkschaftlichen Organisationen, insbesondere in Verbindung mit Art. 28 BV, nicht
jeden Anspruch auf rechtliches Gehor absprecheri, wenn wichtige Fragen betreffend die
Arbeitsbedingungen im öffentlichen Dienst auf dem Spiel stehen 7D Entsprechend ge
währt Art. 86 Abs. 1 PRB den Personalverbãnden das Recht, vor dem Erlass von Per
sonal-, Organisations-, Betriebs-, Arbeitssicherheits- urid Gesundheitsvorsorgevorschrif
ten angehort zu werden, dazu Stellung zu nehmen und Vorschläge zu machen; sie sind
in die Erarbeitung der Vorschriften miteinzubeziehen. Auf kantonalrechtiicher bzw. bun
desrechtiicher Ebene finden sich hnliche Bestimmungen in den Art. 8 Abs. 2 PG71 bzw.
Art. 33 Abs. 2 Bst. a BPG72.

4.1 Das Bundesgericht hat diesbezUglich anerkannt, dass die Koaiitionsfreiheit73den Ge
werkschaftsorganisationen des öffentiichen Dienstes zwar keinen Rechtsanspruch auf
Mitwirkung am Gesetzgebungsverfahren betreffend das öffentlichrechtiiche Dienstver
hãitnis verleiht, ihnen aber bel Anderungen von Gesetzen und Regiementen, weiche die
Arbeitsbedingungen ihrer Mitgiieder wesentlich beeinflussen, dennoch in angemessener
Form das rechtliche Gehör gewährt.74

Die Rechte, die den Gewerkschaftsorganisationen des öffentlichen Dieristes bzw. den
Personatverbânden gestUtzt auf die Koalitionsfreiheit75und Art. 86 Abs. 1 PRB gewahrt
werden, entsprechen demnach funktional dem rechtiichen Gehör:76 Der Anspruch auf
rechtliches Gehör dient einerseits der Sachaufldarung und stelit andererseits zugleich
em personiichkeitsbezogenes Mitwirkungsrecht der Parteien dar.77 Es soil sichergesteilt
werden, dass das öffentlich-rechtiich angestelite Personal ernst genommen wird; das
Personal soil Subjekt und nicht Objekt staatlicher Entscheidfindungen sein. Die Teilnah
me der Betroffenen am Verfahren mag auch die Chance erhöhen, dass der Entscheid
verstanden statt nur hingenommen wird. Des Weiteren dient das Mitwirkungsrecht einem
materietlen Aspekt ais Mittel der Sachaufkiãrung. Es will gewahrieisten, dass alle rele
vanten Fakten und interessen des jeweiligen Falls bel der Entscheidfindung mitberUck
sichtigt werden und am Ende des Verfahrens em sach- urid rechtsrichtiger Entscheid
herausschaut.78

4.2 Der Anspruch auf rechtliches GehOr ist formeller (selbststàndiger) Natur. Das bedeutet,
dass eine Rechtsmittelinstanz, die eine Verletzung des Anspruchs feststeiit, den ange
fochtenen Hoheitsakt autheben muss ohne RUcksicht darauf, ob die Anhorung für den

69 Daniel you KaenellHans-Ulnch ZOrcher, in: Muller/Feller (Hrsg.), Bemisches Verwaltungsrecht, Bern 2008,
S. 55 N 25,

70 BGE 1291 113 E. 1.4 Pra 2004 Nr. 20 S. 91 mit Verweis auf das Urteil des EGMR vom 27. Oktober 1975 iS.
Nationale belgishe Polizeigewerkschaft, Serie A, Bd. 19, § 3Sf.
Personalgesetz vom 16. September 2004 (PG; BSG 153.01),
Bundespersonalgesetz vom 24. Marz 2000 (BPG; SR 172.220.1).
Art. 28 By,

74 BGE129II13E.3S120if,Pra2004Nr.20S.88ff.
‘ Art. 28 By.
76 v9, TschannenlZimmertilMUller, Aligemeines Verwaltungsrecht, 3. Aullage, Bern 2009, S. 275 f. N 41;

HãfelinfMOIler/Uhlmann, Aflgerneines Verwaltungsrecht, 6 Auflage, ZUnch 2010, S. 384 N 1672 if.
7’

Hfelin/MOller/UhImann, a.a.O., S. 384 N 1673, mit Verweis auf BGE 135 II 286 S. 293; 129 I 232 S. 236;
127154 S. 56
VgI. TschannenlZimmerlii’MUIler, a.aO., S. 274 N 36.
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Ausgang des Verfahrens relevant 1st, d.h. die Behörde zu einer Anderung des Entschei
des veranlassen wird oder nicht.79

4.3 Die Anderung der Altersgrenze gemãss Art. 18 Abs. 3 PRB stellt eine wesentliche Ande
rung elner personalrechtlichen Vorschrift day, welche die Arbeitsbedingungen des öffent
Iich-rechtlich angesteilten Personals wesentlich beeinflusst. Aus diesem Grund htte die
Beschwerdegegnerin den Personalverbriden — gestützt auf die Koalitionsfreiheit8°und
Art. 86 Abs. 1 PRB — das rechtliche Gehör gewahren mUssen.

Es ist vorliegend unbestntten, dass der StadtratsbescNuss Nr. 334 yam 3. Juni 2010
betreffend Anderung derAltersgrenze gemäss Art. 18 Abs. 3 PRB ohne Anhorung der
Personalverbnde und somit unter Veiletzung des rechtlichen Gehörs derselben gefãllt
warden 1st. Art. 18 Abs. 3 des Personaireglements vom 12. Mãrz 2009 gemäss Stadt
ratsbeschluss Nr. 334 vom 3. Juni 2010 (Publikation im Anzeiger Region Bern vom
11. Juni 2010> istdemnach bereits aus diesem Grund aufzuheben.

5. Die BeschwerdefUhrenden rUgen des Weiteren, der revidierte Art. 18 Abs. 3 PRB verlet
ze das Gebot der Rechtsgleichheit und das Diskriminierungsverbot gemãss Art. 8 BV
bzw. Art, 10 KV.

5.1 Im vorliegenden VerIahren der abstrakten Normenkoritrolle kann em Verstoss elner
kommunalen gesetzlichen Bestimmung gegen ubergeordnetes Recht gerugt werden.81
Nach dem Grundsatz der Normerhaltung wird eine Beschwerde aber nur gutgeheissen
und die in Frage steheride Norm aufehoben, wenn sie nicht verfassungs- oder geset
zeskonform ausgelegt werderi kann. Auf diese bundesgerichtliche Praxis 1st auch im
vorliegenden Verfahren abzustellen.83

Hiernach 1st massgebend, ob der angefochtenen Norm nach den anerkannten Ausle
gungsregeln em Smnn beigemessen werderi kann, der sich mit den angerufenen verfas
sungsmassigen oder staatsvertraglichen Rechten vereinbaren Isst. Die geprQfte Norm
1st nur aufzuheben, werin sie sich jeder verfassungs- und konventionskonformen Ausle
gung eritzieht, nicht jedoch, wenn sie einer soichen in vertretbarer Weise zuganglich 1st.
Dabel wird auf die Tragweite des Grundrechtseingriffs, die MOglichkeit, bel einer spate
ren Normenkontrolle elnen hinreichenden verfassungsrechtlichen Schutz zu erhalten,
die konkreten Umstãnde, unter denen die Norm zur Anwendung kommt, sowie die Meg
lichkeit elner Korrektur und die Auswirkungen auf die Rechtssicherheit abgestellt. Der
blosse Umstand, dass die angefochtene Norm in einzelnen Fallen auf elne verfas
sungswidrige Weise angewendet werden konnte, fuhrt für sich allein noch nicht zu deren
Aufhebung. Die Moglichkelt elner verfassungskonformen Auslegung 1st nicht nur abstrakt
zu untersuchen, vielmehr 1st auch die Wahrscheinlichkeit verfassungstreuer Anwendung
miteinzubeziehen.

5.2 Die Bundesverfassung bestimmt, dass alle Mensehen var dem Gesetz gleich sind.
Niemand darf diskriminiert werden, namentlich nicht wegen der Herkunft, der Rasse, des
Geschlechts, des Alters, der Sprache, der sozialen Stellung, der Lebensform, der rehgi
ösen, weltanschaulichen oder polltischen Uberzeugung oder wegen einer körperlichen,
geistigen oder psychischen Behinderung. Mann und Frau sind gleichberechtigt. Das
Gesetz sorgt für ihre rechtliche und tatsächliche Gleichstellung, var allem in Familie,

Tschannen/ZimmeriilMulier, a.e.O., S. 27$ N 41; HäfehnlMUiier/tJhlmann, a.a,0., S. 391 N 1709, mit Verweis
aufBGE 1351187 S. 190; 127 V431 S.437: 126V130S. 132; 1251113 S. 118.
Art. 28 BV.

81 Art. 65 a VRPG.
VgI. Muller, a.a.O., Art. 96 N. 9.
Vgi. MUller, a.a.O., Art. 94 N. 6.
Vgi. etwa Lirteil des 8uridesgerichts vom 17. März 2009 (1C_14012008) E. 3; BGE 129 112 E. 3.2; BGE 130 I
82 E. 2,1 mit weiteren Hinweisen.
Art. 8 Abs. 1 BV.
Art 8Abs.2BV.
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Ausbildung und Arbelt. Mann und Frau haberi Anspruch auf gleichen Lohn für gleichwer
tige Arbeit.87

Die kantonale Verfassung halt diesbezUglich ebenfalls fest, dass die Rechtsgleichheit
gewahrleistet 1st; Diskriminierungen, insbesondere aufgrund von Rasse, Hautfarbe, Ge
schlecht, Sprache, Herkunft, Lebensform sowie politischer oder religiöser Uberzeugung
sind in keinem Fall zutassig. Mann und Frau sind gleichberechtigt. Sie haben em Recht
auf gleichen Zugang zu Offeritlichen Bildurigseinrichtungen und Amtern, auf gleiche Aus
bildung sowie auf gleichen Lohn fur gleichwertige Arbeit89 Kanton und Gemeinden for
dem die tatsächliche Gleichstellung von Mann und Frau.9°

53 Dem Grundsatz der Rechtsgleichheit kommt umfassende Geltung zu. Er 1st von sãmtli
chen Staatsorganen in allen Funktionen (Rechtssetzung und Rechtsanwendung) und
auf sän,tlichen Ebenen der StaatstatigkeIt (Bund, Kantone, Gemeinden) zu beachten, Im
Bereich des Verwaltungsrechts gilt das Rechtsgleichheitsgebot deshaib sowohi für den
Erlass verwaltungsrechtlicher Norman, als auch für deren Anwendung im Einzelfall
durch Verwaltungsbehorden und Gerichte. Bedeutung kommt dem Gleichheitsprinzip
ferner bel der verfassungskonforrnen Auslegung von verwaltungsrechtlichen Norman
zu.g1

Das DiskriminIerungsverbot untersagt die Benachteiligung von Personeri wegen ihrer
Zugehorigkeit zu einer bestimmten Gruppe auf Grund von Merkmalen, die sie niGht frei
wählen und verändem können. Nach herrschender Auffassung gewahrt sie den Angehb
rigen der betreffenden Gruppen einen besonderen Schutz vor herabwurdigender Be
handlung.92Ungleiche Behandlungen von Angehorigen soicher Gruppen und anderen
Personen mUssen besonders eingehend begrundet werden.

5.4 Der Anspruch auf Gleichbehandlung in der Rechtsetzung wird durch das Bundesgericht
wie folgt umschrieben: Das Gebot der rechtsgleichen Behandlung 1st verletzt, wenn em
Erlass hinsichtlich amer entscheidwesentlichen Tatsache rechtliche Unterscheidungen
trifft, für die em vemunftiger Grund in den zu regelnden Verhãltnissen nicht ersichtlich
1st, oder wenn er Unterscheidungen unterlãsst, die sich aufgrund der Verhältnisse auf
drängen. Die Rechtsgleichheit 1st verletzt, wenn Gleiches nicht nach Massgabe sainer
Glelchheit gleich und Ungleiches nicht nach Massgabe seiner Ungleichheit ungleich be
handelt wird. Vorausgesetzt 1st, dass sich der unbegrundete Untersohied oder die Un
begrOndete Gleichsteflung auf eine wesentliche Tatsache bezieht. Die Frage, ob für ama
rechtliche Unterscheidung em vernunftlger Grund in den zu regeinden Verhaitnissen er
sichtlich ist, kann zu verschiedenerr Zeiten verschieden beantwortet werden, je nach den
herrschenden Anschauungen und Zeitverhãltnissen. Dem Gesegeber bleibt im Rah
men dieser Grundsätze und des Willkürverbots em welter Spielraum der Gestaltungs
freiheit.95 Die Ungleichbehandlung kann im Hinblick auf die tatsächlichen Verhltnisse
oder die Ziele des Gesetzes gerechtfertigt sein. Elne exakte G{eichbehandlung 1st oft
aus praktischen GrUnden nicht moglich. Der Gesetzgeber dart deshalb bis zu einem ge
wissen Grad schematisieren und pauschalisieren.

Eine rechtsetzende BehOrde verletzt somit die Rechtsgleichheit, wenn sie rechtliche Un
terscheidungen trlfft, für die em vemuriftiger Grund in den zu regeinden tatsachlichen
Verhãltnissen nicht ersichtlich 1st, oder im Gegenteit rechtliche Unterscheidungen unter

87 Art 8Abs.3BV,
Art lOAbs.IKV.
Art lOAbs.2KV.

9° ArLlOAbs,3KV.
91 Hafelin/MuIIer/Uhlmann, a,a.O., S. 112 N 489.

VgL dazu BGE 135149 S. 53ff.; 134 I 105 S. 108; 1301352 S. 356 ft.
BGE 129 I 392, 396 if.; HäfelinIMUIlerIUhImann, a,a,O,, S. 112 N 493.
8GE134123S.42if.: 127 I 185$. 192.
BGE 123116.7.
BGE 134 II 207 S 214 131 I 291 S 306 HäfelinlMullerlUhlmann a a 0 S 114 f N 497
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lässt, die sich aufgrund der zu regelnden tatsãchlichen Verhältnisse aufdrängen.97Wird
eine Verletzung des Rechtsgleichheitsgebots durch die Rechtsetzung behauptet, 1st folg
hch zu prufen, ob sachliche Gründe elne Ungleichbehandlung vergleichbarer Sachver
halte bzw. eine Gleichbehandlung unterschiedlicher Sachverhalte rechtfertigen.

5.5 In gruncfrechtsbedeutsamen Regelungsbereichen gelten im Vergleich zur Grundformel
hähere Anforderurigeri an die Quahtät der Grunde, mit denen eine ungleiche Behand
lung gerechtfertigt werden soil.99 In soichen Fallen genugen vernUnftige Grunde nicht
mehr; sie müsseri vielmehr triftiger und ernsthafter Natur sein.10°Gemãss Bundesgericht
1st em strenger Massstab dann anzuwenden, wenn die rechtlich ungleiche Behandlung
in einem Bereich erfolgt, der durch die Grundrechte einen besonderen Schulz erfährt.
Dies 1st der Fall, wenn die ungleiche Behandlung den Menschen in seiner Wertschàt
zung als Person betrifft (Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, Rasse usw.) oder im
Bereiche von verfassungsmàssigen Anspruchen der Bürgennnen und der Burger sowie
von grundrechtsbeschränkenden Massnahmen erfolgt. In soichen Fallen müssen triftige
und emsthafte Gwnde vorliegen, die sich aus den tatsächlichen Unterschieden ergeben,
damit elne rechtlich Ungleichbehandlung vor der Verfassung standhält.’°1

5.6 Die strengsten Gleichbehandlurigspflichten ergeben sich auf Bundesebene aus Art. 8
Abs. 2 (Diskriminierungsverbot), Art. 8 Abs. 3 (Gleichberechtigung von Mann und Frau)
und Art. 27 BV (Gleichbehand)ung der Gewerbeganossen). Auf kantonaler Ebene finden
sie sich namentlich in Art. 10 Abs. I (Diskriminierungsverbot) und Abs. 2 KV (Gleichbe
rechtigung von Mann und Frau) wieder.

Diskriminierung bezeichnet qualifizierte Falte von Ungleichbehandlung, weiche eine Be
nachteiligung mit Merkrnalen begrunden, die einen nicht oder nur schwer verzichtbaren,
wesentlichen Bestandteil der ldentitât der betreffenden Person ausmachen.1Die Ver
fassung zählt in Art. 8 Abs. 2 BV namentlich das Geschlecht als verpontes Merkmal auf,
welches besonders geeignet ist, Diskriminierungen gegenUber bestimmten Menschen
hervorzurufen. Betreffend Diskriminierung wegen des Geschlechts st Art. 8 Abs. 3 By
bzw. Art. 10 Abs. 2 Ky eirischlagig, wonach die direkte oder indirekte Diskriminierung
auf der Basis des Geschlechts verboten ist (Mann und Frau sind gleichberechtlgt”).103

Eine Unterscheidung aufgrund des Geschlechts 1st gemass bundesgerichtlicher Recht
sprechung verboten und kann nicht gerechtfertigt werden.104 Die Geschlechtszugehörig
keit ist somit kein taugliches Kriterium für rechtliche Differenzierungen, Mann und Frau
sind in alien Leberisbereichen pririzipieli gleich zu behandeln.105

Ausnahmen von diesem Grundsatz sind nur zulassig, wenn auf dem Geschlecht bern
hende biologische oder funktionale Unterschiede eine Gleichbehandlung der Geschtech
ter absolut ausschliessen.106Zur Rechtfertigung einer unterschiedlichen Regelung auf
grund des Geschlechts muss aus diesem Grund belegt werden kônnen, dass biologi
sche Unterschiede zwingend aine differenzierte Behandlung erfordem.107 Der Begriff der
biologischen und funktionalen Unterschiede 1st riach der Praxis des Bundesgerichts sehr
eng auszulegen: Biologische Unterschiede haben vor allem mit der Schwangerschaft
und Geburt zu tun, rechtfertigen aber Stereotypisierungen (,,das schwache Geschlecht”)

TschannerVZimmertilMLiller, a.a.O., S. 174 N 5.
Kiener!KHn, Grundrechte, Bern 2007, S. 349.
TschannenlZirnmerhlMuller, a.a.O., S. 175 N 8.

106 Kiener/Kalin, Grundrechte, Bern 2007, S. 349; 8GE 106 lb 182 E. 4a S. 188,
101 BGE 106 lb 182 E. 4a S. 188.
102Kiener!KãIin a.a.O., S. 358.
‘°3Vgl. Kiener!Kãlin, a.a.O., S. 373.
104 BGE 129 I 265 E. 3.2 S. 269; BGE 125 I 21 E. 3a S. 24.
105 KienerIKlin, a.a.O. S. 373.
106 Stãndige Rechtsprechung; vgl. statt vieler BGE 129 I 265 E. 3.2 S. 269; BGE 125 I 21 E. 3a S. 24; BGE 123 I

56 E. 2a S. 58; 120 V 312 E. 2a S. 314 m.w.H.
107 Jorg Paul MUller, Gruridrecht in der Scliweiz, 3. Auflage, Bern 1999, S. 458.
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nicht. Funktionale Unterschiede betreffen Aufgaben, weiche nur Personen eines be
stimmten Geschlechts erfUllen können.108 Nicht dazu gehoren Vorstellungen über die
traditionelle Rolle von Frauen, gesellschafttich konstruierte GescNechterrollen erhalten
keinen verfassungsrechtlichen Schutz.109

5.7 Der gemãss Stadtratsbeschluss revidierte Art. 18 Abs. 3 PRB verweist für das Rentenal
ter auf Art. 21 AHVG. Demnach haben Manner mit Vollendung des 65. Altersjahres und
Frauen mit Vollendurig des 64. Altersjahres Anspruch auf eine Altersrente. Somit knUpft
der revidierte Art. 18 Abs. 3 PRB die unterschiedliche Altersgrenze an das Geschlecht
an. Fur eine unterschiedliche Regelung der Altersgrenze gemass Art. 18 Abs. 3 PRB
mussen demnach triftige und ernsthafte Gründe vorliegen, die sich aus biologischen Un
terschieden zwischen den Geschlechtem ergeben.

Aus den parlamentarischen Voten zur Revision von Art. 18 Abs. 3 PRB wird ersichtlich,
dass die Angesteitten der Stadtverwaltung unter denselben Bedingungen arbeiten sol
len, wie dies such für die grosse Mehrheit der Arbeitnehmenden gelte, nãmlich gemass
Rentenalter der AHV. Gleichheit sei eine Voraussetzung für Gerechtigkeit; wenn Gleich
heit geschaffen werde, werde such Gerechtigkeit geschaffen.11°Es sei daher gerecht,
wenn die Angesteilten der Stadtverwaltung in diesem Bereich keine besondere Stellung
einnehmen wUrden.111

Die parlarnentarischen Voten zeigen nicht auf, weiche biologischen Unterschiede zwi
schen den Geschlechtern zwingend eine unterschiedliche Behandlung betreffend Afters
grenze erfordern. Sie verweisen diesbezUglich sinngemäss auf das AHVG.

5.8 Gemäss der ursprUnglichen Fassung des AHVG von 1946 entstand der Anspruch auf
eine Altersrente für Mann und Frau noch in gleicher Weise mit Votlendung des 65. Al
tersjahres.112 Im Rahmen der 4. AHV Revision von 1956 wurde das Rentenalter der
Frauen jedoch vorverlegt. Begrundet wurde dies damit, dass die Frau physiologisch be
trachtet vielfach trotz ihrer hoheren Lebenserwartung dem Mann gegenUber im Nachteil
sei. Die Korperkräfte wUrden im Ailgemeinen frUher riachiassen, weshaib sie oft schon
vorzeitig zur Aufgabe oder Einschränkung der Erwerbstatigkeit gezwungen sei. Es be
stehe daher em soziales BedUrfnis nach der Vorverlegung des Rentenalters der Frau,
das sich insbesondere bei Frauen zeige, die korperlich arbeiten müssten, aber auch
ganz ailgemein in der statistisch nachgewiesenen starken Krankheitsanfãlligkeit álterer
Frauen.113

Das Bundesgericht hat in seinem Urteil vom 8. Februar 1980114 die Frage offen gelas
sen, ob das ungleiche Pensionierungsalter gemass Art. 23 der Statuten der Eidgenossi
schen Versicherungskasse mit dem Gebot der Rechtsgieichheit gemäss Art. 4 aBV115
vereinbar ist. Bundesgesetze und Völkerrecht sind für das Bundesgericht und die ande
ren rechtsanwendenden Behörden massgebend.116 Daher hätte em Entscheid zum un
gleichen Pensionierungsalter gemass Art. 23 der Statuten der Eidgenössischen Versi
cherungskasse sich in unzulassiger Weise auch Ober das von der Bundesversammlung
ausdrUcklich beschlossene unterschiedliche Rentenalter bei der AHV ausgesprochen;’17
die Bundesversammlung hatte in den Jahren 1956 und 1963 den kiaren Willen geäus

108Vgl. z.B. Art. 35 Bst. b des Bundesgesetzes vom 23. März 2007 Uber die Hilfe an Opfer von Straftaten (Opfer
hilfe9esetz, OHG; SR 312.5): ,.Die Opfer von Straftaten gegen die sexuelle lntegrität können verlangen. dass
dem urteilenden Gericht wenigstens eine Person gleidien Geschlechts angehort.”

109Kiener!Kâhri, a.a.O., S. 374.
110Vgl. Votum Beatrice Wertli, Protokoll Nr. 16 der Stadtratssitzung vom 3. Juni 2010, S. 666.

Vgl. Votum Rania Bahnan BOecN, Protoko Nr. 16 der Stadtratssitzung von 3. Juni 2010, S. 668.
112 BGE 106 lb 182 E. 5S. 191.
113 BBI 1956 11429 S. 1461.
114 BGE 106 lb 182.
5Art.8 By.
6Art. 19OBV.
117BGE 106lb182E.5S. 192,
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sert, dass bei der Al-tV für Mann und Frau em unterschiedliches Rentenalter gelten solle.
Mit der Gesetzesrevision von 1977 wurde das unterschiedliche Renterialter zudem mdi
rekt besttigt.118

Das Bundesgericht hat in seinem zitierten Entscheid dennoch festgehalten, dass es
fraglich 1st, ob die gemäss bundesrtlicher Botschaft von 1956 vorgebrachten Grunde für
em untersohiedliches Rentenalter von Mann und Frau in Anbetracht der seit jenem Zeit
punkt gewandelten Anschauungen uber die Gleichbehandlung von Mann und Frau noch
genUgen wOrden.119 In seinem spâteren Entscheid vom 17. Dezember 1991120 hat das
Bundesgericht diese Haltung präzisiert und festgehalten, dass elne geschlechtsspezifi
sche Ausgestaltung des Altersrentenanspruchs Art. 4 Abs. 2 aBV zuwiderlaufe.121

5.9 Der ailgemeine Verweis auf das AHVG gemàss den parlanientarischen Voten schIgt
demnach fehl. Dass das AHVG beim Rentenalter elne Unterscheidurig zwischen Mann
und Frau trifft, bedeutet nicht, dass diese Unterscheidung mit dem Rechtsgleichheitsge
bot vereinbar ware; dieser Umstand iiegt vielmehr darin begrundet, dass das Bundesge
richt Art. 21 AHVG nicht auf seine Verfassungsmassigkeit hin uberprufen darf. Für die
gemass revidierten Art. 18 Abs. 3 PRB getroffene unterschiedliche Altersgrenze zwi
schen Mann und Frau fehien demnach triftige und erristhafte GrUnde, die sich aus den
biologischen Unterschieden zwischen den Geschlechtern ergeben. Der revidierte Art 18
Abs. 3 PRB verletzt daher das Gebot der Rechtsgleichheit und das Diskriminierungs
verbot gemss Art. 8 BV und Art. 10 KV.

Der revidierte Art. 18 Abs. 3 PRB ist nicht auslegungsbedOrftig; daher 1st auch nicht er
sichtlich, wie er auf vertretbare Weise verfassungskonform ausgelegt werden kOrinte.
Art. 18 Abs. 3 PRB in der Fassung gemäss Stadtratsbeschluss Nr. 334 vom 3. Juni 2010
entzieht sich daher jeder verfassungskonformen Auslegung und 1st auch aus diesem
Grund aufzuheben.

6. Bei diesem Ausgang des Verfahrens gilt die Beschwerdegegnerin als unterliegende Par-
tel. Da sie jedoch nicht in ihren Vermogensinteressen betroffen 1st, werden ihr kaine Ver
fahrenskosten aufer1egt.1

7. Die Beschwerdeg9nerin hat den BeschwerdefUhrenden jedoch eine Parteientschdi
gung auszurichten. 23

Fürsprecher Hans Keller macht in seiner Kostennote vom 7. Januar 201 einen zeitlichen
Aufwand von Ca. 32 Stunden zu CHF 250.00 geltend, ausmachend CHF 8’OOO.OO zu
zUglich Auslagen von CHF 87.00 sowie CHF 614.60 Mehrwertsteuer, total ausmachend
CHF 8701.60. Dieser vorgebrachte Aufwand 1st im Vergleich zu anderen, ähnlich gela
gerten Fallen, sehr hoch.

Im vorliegenden Beschwerdeverfahren umfasst der aktenkundige anwaltliche Aufwand
die Emnreichung der Beschwerde vom 5. Juli 2010 (10 Seiten), der Stellungnahme vom
21. Juli 2010 zur Sistierung des Verfahrens (1 Seite) sowie der Honorarnote vom 7. Ja
nuar 2011. Des Weiteren werden Telefonate mit der Klientschaft und dem Regierungs
statthalteramt, Besprechungen mit dem VPOD, em umfangreiches Aktenstudium und si
ne Rechtsabklarung geltend gemacht; die Besprechung mit dem VPOD kann jedoch
aufgrurid der fehlenden Beschwerdelegitimation des VPOD nicht berucksmchtigt warden.

118BGE1061b182E.5S.191.
119 BGE 106 lb 182 E. 4c S. 190.
1208GE 117V 318.
121 BGE 117V318 E. 2a S. 321.

Art. 108 Abs. 2 VRPG,
WArt. 104 Abs. 1 i.V.rn. Art. 108 Abs. 3 VRPG.
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Unter Beachtung des aktenkundigen anwaitlichen Aufwandes sowie des Nichteintretens
auf die Beschwerde hinsichtlich der Beschwerdefuhrenden Nr. 35, 36, 37 und 50 erweist
sich vorhegend em pauschalisiertes Anwaftshonorar in der Höhe von CHF 5’OOO.OO zu
zUglich Auslagen von CHF 8000 als angemessen. Dies ergibt vortiegend eine Parteikos
tenentschadigung von CHF 5t000 00 zuzuglich Auslagen von CHF 8000 sowie eaner
Mehrwertsteuer zu 7.6% von CHF 406.40, total ausniachend CHF 5486.40.

Reg leru ngsstatthalteramt
Berrvf*teII.d

Cliristoph .erch
Regierungsstatthalter

Beschwerdemoglichkeit:

Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen seit Eroffnung Verwaltungsgenchtsbe
schwerde beim Verwaltungsgericht des Kantoris Bern, Speichergasse 12, 3011 Bern, erho
ben werden. Eine Beschwerde muss einen Antrag und eine Begrundung, die Angabe von
Tatsachen und Beweismittein sowie eine Unterschrift enthalten und ist miridestens im Dop—
pet (bei mehreren Parteien entsprechend mehr Exemplare) einzureichen. Der angefochtene
Entscheid sowie greifbare Beweismittel sind beizulegen.
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